
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

„Insgesamt gese-
hen beraten wir in 
den kommenden 
Wochen corona-
bedingt eher einen 
Haushaltsentwurf 
des Reagierens als 
des Agierens.“ 

(Zitat aus meiner Rede 
zum Entwurf des Bun-
desregierung für den 
Bereich Arbeit und So-
ziales im Bundeshaus-
halt 2021) 
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In dieser Ausgabe:

Nachhaltiges Wachs-
tum und finanzielle So-
lidität sind entschei-
dend für Deutschlands 
Wohlstand. Während 
wir in der vergangenen 
Woche im Rahmen der 
ersten Nachhaltigkeits-
tage des Deutschen 
Bundesta-
ges über 
Grundprin-
z i p i e n 
nachhalti-
ger Politik 
diskutiert 
h a b e n , 
wurde in 
dieser Wo-
che die De-
batte über den Bundes-
haushalt 2021 und den 
Finanzplan bis 2024 
geführt. Hier schließt 
sich gewissermaßen ein 
Kreis. Für uns als Uni-
on ist eine solide Haus-
haltspolitik die Grund-
voraussetzung für ei-
nen handlungsfähigen 
Staat. 

Die Corona-bedingt au-
ßergewöhnliche Situati-
on macht es auch 2021 
erforderlich, die Aus-
nahmeregelung der 
Schuldenbremse zu 
nutzen, um die Einnah-
men und Ausgaben im 
Bundeshaushalt über 
eine hohe Neuverschul-
dung auszugleichen. 
Nach aktuellem Stand 
wird sich die Nettokre-
ditaufnahme auf 96,2 

Mrd. Euro belaufen; der 
über die normale Schul-
denregelung hinausge-
hende Anteil soll ab 
2026 über 17 Jahre ge-
tilgt werden. 

Umso wichtiger sind 
jetzt die richtigen Prio-

ritäten. Mit einer 
breiten Investiti-
onsoffensive wollen 
wir der den Auswir-
kungen der Pande-
mie begegnen. Es 
gab noch nie so viel 
Geld für Zukunfts- 
und Digitalisie-
rungsprojekte wie 
aktuell. Damit nut-
zen wir unsere 

Chancen, um Schub zu 
geben für die Technolo-
gien von morgen. Das 
reicht von digitaler Bil-
dung über zusätzliche 
Investitionen in Künst-
liche Intelligenz und 
moderne Kommunikati-
onstechnolgien bis zur 
Digitalisierung der öf-
fentlichen Verwaltung 
in Bund, Ländern und 
Kommunen. Unser Mot-
to für die kommenden 
Monate lautet: Umset-
zen, umsetzen, umset-
zen.  

Auch die klassischen 
Verkehrsinvestitionen 
der Bereiche Straße, 
Schiene und Wasser-
straße sollen 2021 auf 
rund 18,6 Mrd. Euro 
ansteigen. Mit dem 

Konjunktur- und Zu-
kunftspaket werden un-
ter anderem die Investi-
tionen in klimafreundli-
che Verkehrsträger er-
höht. So werden für das 
„Schnellläuferprogramm 
Digitale Schiene“ 400 Mi-
o. Euro im Jahr 2021 be-
reitgestellt. Für Investi-
tionen in Bundeswasser-
straßen und zur Förde-
rung der Schifffahrt sind 
im Haushaltsentwurf 
infolge des Konjunktur- 
und Zukunftspakets bis 
2024 insgesamt 554 Mio. 
Euro enthalten . 

Die Regeln der Schulden-
bremse haben sich be-
währt. Wir haben in 
wirtschaftlich guten Zei-
ten Vorsorge getroffen. 
Durch starkes Wirt-
schaftswachstum unter-
schritt die Schuldenquote 
mit 59,8 % im vergange-
nen Jahr erstmals seit 
2002 wieder den Maas-
tricht-Referenzwert. Die-
se vorausschauende 
Haushaltspolitik hat un-
ser entschlossenes Han-
deln in der Krise erst er-
möglicht. Ein Rütteln an 
den Regeln der Schulden-
bremse kommt für uns 
deshalb nicht in Frage.  

Wir halten an unserem 
Zielt fest, mit dem Haus-
halt für das Jahr 2022 
wieder zu den Regeln der 
normalen Schuldenbrem-
se zurückzukehren.  

Für eine solide Haushaltspolitik 

Freitag, 02. Oktober 2020 

Themen 

 Haushalt  

 Arbeitsmarkt 

 Verbraucher-

schutz 

 Finanzen 
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Pauschalreiserechts steht noch 
aus. Beim Thema Rückerstat-
tung der Ticketpreise bei aus-
gefallenen Flügen müssen wir 
auf jeden Fall verhindern, dass 

Verbraucherinnen und Ver-
braucher kein Geld bekommen, 
weil Airlines auf ihre wirt-
schaftliche Lage verweisen und 
eine Erstattung trotz Anspruch 
verweigern. Falls die Airlines 
uns hier nicht entgegenkom-
men, werden wir zeitnah dar-
über sprechen müssen, wie wir 
die zivilrechtliche Durchset-
zung von Verbraucheransprü-
chen im Flugverkehr für die 

Der Etat des Bundesministe-
riums für Justiz und Ver-
braucherschutz soll laut 
Haushaltsentwurf im nächs-
ten Jahr auf 952,2 Mio. Euro 
steigen. Im Vergleich zum 
Haushalt 2020 ist dies ein 
Zuwachs von 32,4 Mio. Euro 
und damit um rund 3,5 Pro-
zent. Dies ist ein gutes und 
wichtiges Signal und zeigt, 
dass uns Verbraucherthemen 
als Koalition weiter am Her-
zen liegen. Im Haushaltsent-
wurf ist eine Vorsorge in Hö-
he von 113,7 Mio. Euro ent-
halten, um Entschädigungs-
zahlungen an die von den 
Pleiten von Thomas Cook und 
Tour Vital betroffenen Ver-
braucherinnen und Verbrau-
cher zu leisten. 

Ein Entwurf des Bundesjus-
tizministeriums für die drin-
gend notwendige Reform des 

Zukunft generell verbessern 
können. Wir haben als Union 
bereits Vorschläge zur Fällig-
keit der Zahlungen gemacht. 

Ein Projekt der Koalition, das 
im Bereich Verbraucher-
schutz ebenfalls noch aus-
steht, ist das Gesetz zu den 
fairen Verbraucherverträgen. 
Knackpunkt ist hier die vom 
Bundesjustizministerium ge-
plante Regelung zu den Ver-
tragslaufzeiten. Die vorgese-
hene gesetzliche Verkürzung 
stößt nicht nur bei den be-
troffenen Unternehmen auf 
viel Kritik, sie ist in dieser 
Form auch nicht vereinbart. 
Unter Verbrauchern stößt 
diese Verkürzung auf breite 
Ablehnung. Umgekehrt müs-
sen wir wichtige Themen wie 
beispielsweise die Unterbin-
dung unerlaubter Telefonwer-
bung voranbringen.  

Verbraucherschutz voranbringen 

Bundeshilfen für Kultur 
Fast 1,75 Milliarden Euro be-
trägt der Bundeskulturhaushalt 
2021. Für die wegen der Corona-
Pandemie leidende Kulturbran-
che wurde im Sommer 2020 das 
aktuelle ‚Neustart Programm‘ in 
Höhe von einer Milliarde Euro 
beschlossen. Damit steht eine 
sehr hohe Bundesförde-
rung für den Erhalt un-
serer einzigartigen Kul-
turlandschaft zur Verfü-
gung. 

Denn wir hören die Hilfe-
rufe in vielen persönli-
chen Gesprächen, vor 
allem auch mit Soloselb-
ständigen und Schaustel-
lern. Noch sind die Auswirkun-
gen der Coronakrise nicht in 
Gänze absehbar, aber bereits 
jetzt sehen wir, wie sehr unsere 
Künstlerinnen und Künstler lei-

Kunst und Kultur haben für 
die Union oberste Priorität. 
Auch 2021 investieren wir in 
den Erhalt unserer lebendi-
gen Kulturlandschaft. Aus 
gutem Grund, denn Investiti-
onen in Kunst und Kultur 
kommen allen zu Gute. Wie 
wichtig Kultur ist, wurde 
während der Corona-
Pandemie jedem deutlich: 
Musik, Schauspiel und Co. 
haben uns durch die Krise 
getragen – in der Stadt und 
auf dem Land. Deshalb kon-
zentrieren wir die Kulturför-
derung nicht allein auf Met-
ropolen und Leuchtturmpro-
jekte, sondern auch auf die 
Kultur im ländlichen Raum. 
Wir wollen Vielfalt von Kul-
turangeboten und Kultur-
stätten in ganz Deutschland. 

den. Sie alle sind von der 
Corona-Pandemie besonders 
hart getroffen. Deshalb werden 
wir uns auch künftig für pass-
genaue Lösungen einsetzen. 

Während in Fußballstadien 
wieder tausende von Fans sit-

zen dürfen, können 
Theater- und Kinoinha-
ber mit einer 20-
prozentigen Auslastung 
nicht überleben. Mit 
dieser Ungleichbehand-
lung muss Schluss sein. 
Der Föderalismus hat 
sich bei der Bekämp-
fung der Corona-
Pandemie ausdrücklich 

bewährt. Es muss aber auf al-
len politischen Ebenen die Be-
reitschaft geben, befristet ein-
heitliche Maßstäbe für Veran-
staltungen anzusetzen.  
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Für eine nachhaltige Finanzpolitik 

alle haben, das verdanken wir 
einer couragierten entschlosse-
nen Bürgerbewegung und her-

ausragenden Poli-
tikern, die die 
Gunst der Stunde 
zu nutzen wussten. 
Mutige Bürgerin-
nen und Bürger 
der DDR gingen 
auf die Straße  und 
forderten auf den 

berühmten Montagsdemonst-
rationen Freiheit und Bürger-
rechte ein. Politiker, allen vo-
ran Helmut Kohl, Hans-
Dietrich Genscher und Lothar 
de Maizière, arbeiteten ziel-
strebig auf die Einheit hin und 
erreichten in zähen Verhand-
lungen, dass die vier Sieger-
mächte des Zweiten Welt-
kriegs zustimmten. Ein neuer 
Weg lag vor uns, wir schlugen 
ein neues Kapitel in unserer 
Geschichte auf.  

für Innovationen und die Ge-
staltung ihrer Zukunft würden 
für junge Menschen immer klei-
ner. Deshalb es ist unabdingbar, 
dass wir ab 2022 die Schulden-
bremse wieder einhalten. Ab 
2023 müssen wir mit der Rück-

zahlung der 
Corona-Schulden 
beginnen. Das ist 
Generationenge-
rechtigkeit. 

Wir werden in 
den kommenden 
Jahren Haushal-
te beschließen, 

die noch von den Auswirkungen 
der Corona-Krise geprägt sein 
werden. Das bedeutet: Wir wer-
den sparen müssen. Es wird 
dann darauf ankommen, gerade 
nicht bei Investitionen etwa in 

die Bildung und wichtigen Zu-
kunftsprojekten wie der Förde-
rung neuer Technologien zu 
sparen. Und: Wir sind auch für 
die folgenden Generationen 
zuständig, die heute noch 
nicht an der Wahlurne stehen. 

Das muss der Bundesfinanz-
minister in seiner Finanzpla-
nung berücksichtigen. Denn 
auch auf europäischer Ebene 
ist die Kreditschuldenaufnah-
me durch das EU-Hilfspaket 
im Zuge der Corona-Pandemie 
immens. Die Rückzahlung die-
ser Schulden wird gerne in die 
ferne Zukunft verlegt – und es 
wird nicht daran gedacht, dass 
die heutige junge Generation 
ebenso wie zukünftige Genera-
tionen diese Lasten auch tra-
gen können muss. 

Im kommenden Bundeshaus-
halt wird die Verschuldung in 
Deutschland auf etwa 75 Pro-
zent des Bruttoinlandspro-
dukts steigen. Wir geben 96 
Milliarden Euro mehr aus als 
wir einnehmen und setzen 
dafür die grundgesetzlich ver-
ankerte Schuldenbremse vo-
rübergehend aus. Das ist in 
der derzeitigen Corona-
Ausnahmesituation  eine ver-
tretbare  Maßnahme. Diese 
Schulden müssen aber auch 
zurückgezahlt werden. 

Kinder können nicht auf 
Schuldenbergen spielen. Wir 
dürfen die junge Generation 
jetzt nicht mit übermäßigen 
Schuldenbergen belasten. Die 
Steuerlast wird sonst weiter 
steigen und die Spielräume 

30 Jahre Deutsche Einheit! 
Die Bilder von 1989/90, die 
plötzlich offene Grenze, Men-
schen aus Ost und West, die 
sich freudestrahlend umar-
men, sie stehen uns noch vor 
Augen, sie haben sich ins kol-
lektive Gedächtnis einge-
schrieben. Es war eine glück-
liche Fügung unserer Ge-
schichte, dass Ost- und West-
deutsche auf friedlichem We-
ge wieder zusammenfanden.  

Heute, 30 Jahre nach der 
Wiedervereinigung, ist es für 
uns alle wieder Alltag, in ei-
nem vereinten Deutschland 
zu leben. Mag es auch hier 
und da nostalgische Rückbli-
cke geben – niemand will in 
die Zeit der Teilung zurück. 
Und ein großer Teil unserer 
Bevölkerung kennt bereits 
gar nichts anderes mehr als 
das vereinte Deutschland. 
Die Jüngeren haben die Mau-

er nie gesehen und die Teilung 
nicht mehr erlebt. Jene Zeit vor 
1989 ist für sie Geschichte. Und 
oft wissen sie nur wenig 
darüber, unter welchen 
Einschränkungen und Re-
pressionen die Menschen 
in der DDR zu leiden hat-
ten und wie beklemmend 
jene Grenze war, die nicht 
nur Deutschland, sondern 
Europa teilte, die nicht 
nur Landstriche, sondern ganze 
Familien voneinander trennte. 

Auch deshalb machen Feiertage 
wie der heutige Sinn. Sie rufen 
das Geschehen von damals noch 
einmal in Erinnerung, sie ma-
chen deutlich, wie viel sich seit-
dem verändert hat, sie zeigen 
auf, wie unser Land wurde, was 
es heute ist. 

Dass wir die Einheit wiederer-
langten und dass wir heute ein 
Leben in Recht und Freiheit für 

Gedanken zu 30 Jahren Deutsche Einheit 
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«Das Marsmännchen würde nicht erkennen, 
dass Berlin durch eine Mauer geteilt war.» 

(Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble setzt anlässlich von 30 
Jahren Wiedervereinigung auf Optimismus. Deutschland gehe es 
verglichen mit anderen Ländern, «ziemlich gut» sagte der CDU-
Politiker im Interview mit RTL und ntv) 
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Unter Berücksichtigung des 
Nachtragshaushaltes für dieses 
Jahr sinken sie aber um etwa 7 
Milliarden Euro. Das weist auf 
einen verhaltenen Optimismus 
der Bundesregierung mit Blick 
auf weitere Entwicklungen hin. 
Und in der Tat – nach 10 Jah-
ren Aufschwung Dank erfolg-
reicher Wirtschaftspolitik der 
CDU-geführten Bundesregie-
rung, Dank des Aufbaus einer 
milliardenschweren Rücklage 
aus Arbeitslosenversicherungs-
beiträgen bei der BA und  
Dank einer jahrelang erfolgrei-
chen Nullverschuldungspolitik 
des damaligen Finanzministers 

Wolfgang Schäuble haben 
wir heute gute Vorausset-
zungen für die Bewälti-
gung dieser Krise. 

Das Kurzarbeitergeld 
verhindert derzeit den 
Anstieg der Arbeitslosig-
keit. Es trägt dazu bei, 
dass die Entwicklung am 

Arbeitsmarkt nicht katastro-
phal erscheint: Gut 600.000 
zusätzliche Arbeitslose im Ver-
gleich zum Vorjahr. Das ist an-
gesichts der Schwere der Krise 
moderat. Sinkende Kurzarbei-
terzahlen – nach 6 Millionen 
Betroffenen im April noch gut 4 
Millionen im Juli und steigen-
de Mehrwertsteuereinnahmen 
sind weitere deutliche Anzei-
chen für eine Erholung.  

Arbeitslosigkeit, Strukturbrü-
che, Firmenpleiten sind mit 
dem Einsatz von Kurzarbeiter-
geld für einen bestimmten Zeit-

„Vor einem Jahr waren wir 
bei der Debatte zur Einbrin-
gung des Bundeshaushaltes 
2020 noch unschlüssig, ob wir 
wirtschaftlich in Deutschland 
auf eine kleine Untiefe zu-
steuern, oder eine ausge-
machte Krise bevorsteht. Die 
Entwicklung der vergange-
nen Monate mit Corona, 
Handelskriegen, Verschul-
dungskrise und Brexit hat 
uns nun nicht nur wirtschaft-
lich, sondern auch gesamtge-
sellschaftlich in eine tiefe 
Krise geführt. Die Folgen 
sind für viele Menschen, Fa-
milien, Unterneh-
men, unsere Systeme 
Sozialer Sicherung 
gravierend. Ein Kli-
ma von Verunsiche-
rung und Angst hat 
sich breit gemacht 
und lähmt weite Tei-
le unserer Gesell-
schaft.  

Die Bundesregierung hat an-
gesichts dieser brisanten 
Entwicklungen und vielfälti-
gen Unwägbarkeiten ihren 
Haushaltsentwurf für das 
kommende Jahr diesmal drei 
Monate später vorgelegt als 
üblich. Der Entwurf ist quasi 
noch druckfrisch. Die darin 
ausgewiesenen Gesamtaus-
gaben im Einzelplan 11 für 
Arbeit und Soziales liegen 
mit rund 164 Milliarden Euro 
zwar um etwa 14 Milliarden 
Euro über den ursprünglich 
für das aktuelle Jahr 2020 
vorgesehenen Ausgaben.  

raum verhinderbar. Kurzarbei-
tergeld ist aber kein erfolgrei-
ches Wirtschaftsmodell und 
kann auch kein Dauerzustand 
sein. Darauf hat dieser Tage 
zurecht auch Friedrich Merz 
hingewiesen. Denn Kurzarbeit 
verhindert neben allen positi-
ven Wirkungen für Betroffene, 
dass kurzarbeitende Arbeits-
kräfte für andere Unternehmen 
zur Verfügung stehen, die auch 
in Corona-Zeiten durchaus ren-
tabel wirtschaften und sich wei-
terentwickeln könnten. Gerade 
mit Blick auf den ständigen 
weltweiten Strukturwandel 
müssen wir aufpassen, dass wir 
perspektivisch rentable Be-
triebsstrukturen mit Zukunft 
auf diese Weise nicht behindern 
oder gar zerstören.  

Ohnehin werden uns in abseh-
barer Zeit finanzielle Probleme 
zu Einschränkungen bzw. ei-
nem Umsteuern zwingen: Die 
über ein Jahrzehnt aufgebaute 
Finanzrücklage der BA wird 
gerade in Rekordzeit aufge-
braucht – erhebliche Steuermit-
tel werden in diesem wie vo-
raussichtlich auch im kommen-
den Jahr zusätzlich notwendig 
sein, um die Kurzarbeit zu fi-
nanzieren. Ob der von der Bun-
desregierung für das kommende 
Jahr vorgesehene Zuschuss von 
3,1 Mrd. Euro an die BA ausrei-
chen wird, die finanziellen Be-
lastungen der Kurzarbeit für 
den Haushalt der BA auszuglei-
chen, hängt wesentlich von der 
weiteren Entwicklung unserer 
Wirtschaft ab.“  

Aus meiner Rede zum Haushalt 2021  


